
Landesgesetz vom 22. Oktober 1993, Nr. 17
Regelung des Verwaltungsverfahrens

ABSCHNITT V
Zugang zu den Verwaltungsunterlagen

Art. 24 ( Recht auf Zugang )

(1) Im Sinne dieses Gesetzes versteht man unter:
a)Recht auf Zugang: das Recht interessierter Personen, Verwaltungsunterlagen einzusehen und 
Kopien a) davon anzufertigen,
b)interessierte Personen: alle privaten Rechtssubjekte einschließlich der Träger von öffentlichen 
oder überindividuellen Interessen, die ein direktes, konkretes und aktuelles Interesse haben, das 
einer rechtlich geschützten Stellung entspricht, welche mit den Unterlagen, zu denen der Zugang 
beantragt wird, in Zusammenhang steht,
c)Drittbetroffene: alle Rechtssubjekte, die anhand der angeforderten Unterlage identifiziert oder 
leicht identifizierbar sind und deren Recht auf Vertraulichkeit durch den Zugang gefährdet wäre,
d)Verwaltungsunterlage: jede graphische, filmische, photographische, magnetische oder nach einem 
anderen technischen Verfahren hergestellte Wiedergabe des Inhalts von Akten, auch von internen 
oder solchen, die sich nicht auf ein spezifisches Verfahren beziehen, die sich im Besitz einer 
öffentlichen Verwaltung bzw. aller öffentlichen und privaten Rechtsträger befinden, beschränkt auf 
ihre vom staatlichen oder EU-Recht geregelte Tätigkeit von öffentlichem Interesse, und Tätigkeiten
von öffentlichem Interesse betreffen, unabhängig davon, ob ihre substantielle Regelung öffentlicher 
oder privater Natur ist.
(2) In Anbetracht der Ziele des öffentlichen Interesses ist das Recht auf Zugang ein allgemeiner 
Grundsatz der Verwaltungstätigkeit zur Unterstützung der Beteiligung und zur Gewährleistung der 
Unparteilichkeit und Transparenz.
(3) Das Recht auf Zugang kann gegenüber den Organisationseinheiten der Körperschaften laut 
Artikel 1/ter Absatz 1 geltend gemacht werden sowie, beschränkt auf deren Tätigkeiten von 
öffentlichem Interesse, gegenüber den Konzessionären öffentlicher Dienste des Landes, den 
beteiligten Gesellschaften und den In-House-Gesellschaften des Landes und allen Rechtssubjekten 
laut Artikel 1/ter Absatz 2.
(4) Mit Durchführungsverordnung wird festgelegt, auf welche Art und Weise das Zugangsrecht 
auszuüben ist.

Art. 25 ( Beschränkung des Rechtes auf Zugang )

(1)Kein Recht auf Zugang besteht:
a)wo die Rechtsord nung die Geheimhaltung oder das Verbreitungsverbot vorsieht,
bei Tätigkeiten der öffentlichen Verwaltung zum Erlass von rechtsetzenden Akten, allgemeinen 
Verwaltungsakten sowie Akten zur Planung und Programmierung,
b)
c) in Auswahlverfahren für Verwaltungsunterlagen, die Informationen über die psychische Eignung 
Dritter enthalten.
(2) Falls nicht das zuständige Organ des Landes ausdrücklich dazu ermächtigt, ist zu folgenden 
Verwaltungsunterlagen kein Zugang möglich:
a) Protokoll der nichtöffentlichen Sitzungen der Kollegialorgane des Landes,
b) fakultative Gutachten, Rechtsberatungen und Fachberichte, vorbehaltlich der Bestimmungen von 
Artikel 7 Absatz 3.
(3) Art. 25 Absatz 3 wurde aufgehoben durch Buchstabe d) des Art. 25 Absatz 1 des L.G. vom 29. 
April 2019, Nr. 2.



(4) Unbeschadet von Absatz 7 sind die Unterlagen zu folgenden Bereichen, außer den unmittelbaren 
Adressaten den Personen, die über diese die Gewalt oder die Aufsicht ausüben, zugänglich, wobei 
ein etwaiger Interessenskonflikt mit letzteren vom zuständigen Abteilungsdirektor abgewogen wird:
a) gesundheitliche Betreuung und Sozialfürsorge,
b) Maßnahmen des Sozialdienstes, der Familienberatungsstellen, der Erziehungsinstitute für 
Minderjährige, der Zentren für psychische Gesundheit, der Therapiegemeinschaften und ähnlicher 
Einrichtungen,
c) Untersuchungen, Analysen, Kontrollen und Ermittlungen im Zusammenhang mit der öffentlichen 
Hygiene und Gesundheit sowie mit dem Schutz des Lebensraumes und des Arbeitsplatzes,
persönliche
d) statistische Daten,
e) Matrikel der öffentlichen Bediensteten und Disziplinarverfahren.
(5) Der Zugang zu den Verwaltungsunterlagen darf nicht verweigert werden, wenn der Rückgriff 
auf das Verzögerungsrecht genügt.
(6) Der Zugang wird verzögert, um besondere Erfordernisse der Verwaltung zu schützen, vor allem 
im Laufe der Ausarbeitung von Maßnahmen bezüglich Unterlagen, deren Kenntnis die reibungslose 
Abwicklung der Verwaltungstätigkeit beeinträchtigen kann, und wenn es darum geht, die Interessen 
laut Absatz 7 vorübergehend zu schützen.
(7) Den Betroffenen ist Einblick in die Verwaltungsunterlagen zu gewähren, soweit deren Kenntnis 
zur Vertretung und Verteidigung der rechtlichen Interessen unerlässlich ist. Enthalten die Unterlagen 
sensible oder Gerichtsdaten, so ist der Zugang nur im unerlässlichen Ausmaß und in dem Rahmen 
zulässig, der in Artikel 60 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 30. Juni 2003, Nr. 196, für Daten 
vorgesehen ist, die Aufschluss über den Gesundheitszustand oder das Sexualleben geben können.
(8) Mit Durchführungsverordnung werden weitere Fälle festgelegt, in welchen der Zugang zu den 
Unterlagen untersagt ist, auch um die Vertraulichkeit in Bezug auf Dritte zu gewährleisten, seien es 
Personen, Gruppen oder Unternehmen.

Art. 26 (Wahrnehmung des Zugangsrechtes)

(1) Das Zugangsrecht besteht darin, daß die Verwaltungsunterlagen eingesehen werden und davon 
eine Kopie hergestellt wird, und zwar in der Form und in dem Rahmen, wie sie dieses Gesetz 
festlegt. Die Einsichtnahme ist unentgeltlich. Für die Überlassung von Kopien sind nur die von der 
Landesregierung festgesetzten Herstellungskosten zu zahlen. Die geltenden Bestimmungen 
hinsichtlich der Stempelgebühren bleiben aufrecht.
(2) Das Gesuch um Zugang zu den Unterlagen muß begründet sein. Es muß an jene 
Organisationseinheit der Verwaltung gerichtet werden, welche die Unterlage ausgestellt hat oder 
deren Urschrift dauernd aufbewahrt.
(3) Die Ablehnung, die Verzögerung und die Einschränkung des Zugangs sind in den von Artikel 25 
festgelegten Fällen und innerhalb der darin festgesetzten Grenzen erlaubt und bedürfen einer 
Begründung.
(4) Erfolgt binnen dreißig Tagen nach Abgabe des Gesuchs keine Antwort, so gilt dieses als 
abgelehnt.
(5)Gegen die Entscheidungen der Verwaltung betreffend das Recht auf Zugang und in den von 
Absatz 4 vorgesehenen Fällen kann innerhalb einer Frist von 30 Tagen, gemäß den Bestimmungen 
der Verwaltungsprozessordnung, Rekurs beim Verwaltungsgericht eingelegt werden. Innerhalb 
derselben Frist kann der Antragsteller beim Volksanwalt die Überprüfung der Entscheidung 
beantragen. Der Volksanwalt äußert sich innerhalb von 30 Tagen ab Antragstellung. Verstreicht 
diese Frist ungenutzt, so gilt der Antrag als abgelehnt. Erachtet der Volksanwalt, dass die Ablehnung 
oder die Verzögerung rechtswidrig ist, informiert er den Antragsteller und benachrichtigt die 
verantwortliche Organisationseinheit. Erlässt diese nicht innerhalb von 30 Tagen ab Erhalt der 
Benachrichtigung des Volksanwalts eine begründete Bestätigung der ablehnenden Maßnahme, ist 
der Zugang erlaubt. Wurde der Antrag auf Zugang an den Volksanwalt gerichtet, ist die Frist für den 
Rekurs beim Verwaltungsgericht ausgesetzt und läuft ab dem Tag, an dem der Antragsteller die 



Antwort auf seinen Antrag an den Volksanwalt erhalten hat oder an dem der Antrag an den 
Volksanwalt als abgelehnt gilt.
(6) Die Organisationseinheiten laut Artikel 1/ter Absatz 1 gewährleisten die Ausübung des 
Zugangsrechts auch auf telematischem Weg gemäß den Modalitäten und Formen, welche die 
geltenden Bestimmungen über die digitale Verwaltung vorsehen.
(7) Das Recht auf Zugang zu den Verwaltungsunterlagen ist gewährleistet, wenn diese auf der 
institutionellen Website der Landesverwaltung veröffentlicht sind, vorausgesetzt, sie werden in 
vollständiger Fassung veröffentlicht.



Legge provinciale 22 ottobre 1993, n. 17
Disciplina del procedimento amministrativo

CAPO V
Accesso ai documenti amministrativi

Art. 24 (Diritto d’accesso)

(1) Ai fini della presente legge si intende per:
a)“diritto di accesso”: il diritto degli interessati di prendere visione e di estrarre copia di documenti 
amministrativi;
b)“interessati”: tutti i soggetti privati, compresi quelli portatori di interessi pubblici o diffusi, che 
abbiano un interesse diretto, concreto e attuale, corrispondente ad una situazione giuridicamente 
tutelata e collegata al documento al quale è chiesto l’accesso;
c)“controinteressati”: tutti i soggetti, individuati o facilmente individuabili in base alla natura del 
documento richiesto, che dall’esercizio dell’accesso vedrebbero compromesso il loro diritto alla 
riservatezza;
d)“documento amministrativo”: ogni rappresentazione grafica, fotocinematografica, 
elettromagnetica o di qualunque altra specie del contenuto di atti, anche interni o non relativi ad uno 
specifico procedimento, detenuti da una pubblica amministrazione ovvero da tutti i soggetti di 
diritto pubblico e i soggetti di diritto privato limitatamente alla loro attività di pubblico interesse 
disciplinata dal diritto nazionale o dell’Unione europea, e concernenti attività di pubblico interesse, 
indipendentemente dalla natura pubblicistica o privatistica della loro disciplina sostanziale.
(2) Attese le finalità di pubblico interesse, il diritto di accesso costituisce un principio generale 
dell’attività amministrativa al fine di
favorire la partecipazione e di assicurarne l’imparzialità e la trasparenza.
(3) Il diritto di accesso si esercita nei confronti delle strutture organizzative degli enti di cui 
all’articolo 1/ter, comma 1, nonché, limitatamente alle loro attività di pubblico interesse, nei 
confronti dei concessionari di pubblici servizi provinciali, delle società partecipate e delle società in 
house della Provincia e di tutti i soggetti di cui all’articolo 1/ter, comma 2.
(4) Con regolamento di esecuzione sono disciplinate le modalità di esercizio del diritto di accesso.

Art. 25 (Limitazioni al diritto di accesso)

(1) Il diritto di accesso è escluso:
a) nei casi di segreto o di divieto di divulgazione previsti dall’ordinamento;
b) nei confronti dell’attività della pubblica amministrazione diretta all’emanazione di atti normativi, 
amministrativi generali, di pianificazione e di programmazione;
c) nei procedimenti selettivi, nei confronti dei documenti amministrativi contenenti informazioni di 
carattere psicoattitudinale relativi a terzi.
(2) Salvo espressa autorizzazione del competente organo provinciale, il diritto di accesso è escluso 
per i seguenti documenti amministrativi:
a) processo verbale delle sedute degli organi collegiali provinciali non aperte al pubblico;
b) pareri facoltativi, consulenze giuridiche e relazioni tecniche, fatto salvo quanto disposto 
dall’articolo 7, comma 3.
(3)L‘art. 25, comma 3, è stato abrogato dall‘art. 25, comma 1, lettera d), della L.P. 29 aprile 2019, n. 
2.
(4) Fatto salvo quanto disposto al comma 7, i documenti relativi alle seguenti materie sono 
accessibili, oltre che ai diretti destinatari, anche alle persone rivestite dell’autorità o incaricate della 
direzione o della vigilanza sui diretti destinatari, salvo eventuali ipotesi di conflitto di interessi con 
questi ultimi, da valutarsi a cura del direttore di ripartizione competente:
a) interventi di assistenza sanitaria e di assistenza socio-economica;



b) interventi del servizio sociale, dei consultori familiari, degli istituti minorili, dei centri di igiene 
mentale, delle comunità terapeutiche e strutture similari;
c) esami, analisi, controlli e accertamenti attinenti all’igiene e sanità pubblica, e alla tutela dei 
luoghi di vita e di lavoro;
d) dati statistici personali;
e) stato matricolare dei pubblici dipendenti e procedimenti disciplinari.
(5) L’accesso ai documenti amministrativi non può essere negato ove sia sufficiente fare ricorso al 
potere di differimento.
(6) Il differimento dell’accesso è disposto per salvaguardare specifiche esigenze 
dell’amministrazione, specie nella fase preparatoria dei provvedimenti, in relazione a documenti la 
cui conoscenza possa compromettere il buon andamento dell’azione amministrativa e ove sia 
necessario assicurare una temporanea tutela agli interessi di cui al comma 7.
(7) Deve comunque essere garantito ai richiedenti l’accesso ai documenti amministrativi la cui 
conoscenza sia necessaria per curare o per difendere i propri interessi giuridici. Nel caso di 
documenti contenenti dati sensibili e giudiziari, l’accesso è consentito nei limiti in cui sia 
strettamente indispensabile e nei termini previsti dall’articolo 60 del decreto legislativo 30 giugno 
2003, n. 196, in caso di dati idonei a rivelare lo stato di salute e la vita sessuale.
(8) Con regolamento di esecuzione sono disciplinati altri casi di esclusione del diritto di accesso 
anche in relazione all’esigenza di salvaguardare la riservatezza di terzi, persone, gruppi ed imprese.

Art. 26 (Modalità di esercizio del diritto di accesso)

(1) Il diritto di accesso si esercita mediante esame ed estrazione di copia dei documenti 
amministrativi, nei modi e con il limiti indicati dalla presente legge. L'esame dei documenti è 
gratuito. Il rilascio di copia può essere subordinato soltanto al rimborso del costo di
riproduzione, stabilito dalla Giunta provinciale, salve le disposizioni vigenti in materia di imposta di 
bollo.
(2) La richiesta di accesso ai documenti deve essere motivata. Essa deve essere rivolta alla struttura 
organizzativa dell'amministrazione che ha formato il documento o che lo detiene stabilmente in 
originale.
(3) Il rifiuto, il differimento e la limitazione dell'accesso sono ammessi nei casi e nei modi stabiliti 
dall'articolo 25 e debbono essere motivati.
(4) Trascorsi inutilmente trenta giorni dalla richiesta, questa si intende rifiutata.
(5) Contro le determinazioni amministrative concernenti il diritto di accesso e nei casi previsti dal 
comma 4 è dato ricorso, nel termine di 30 giorni, all’autorità giudiziaria amministrativa ai sensi di 
quanto disposto dal codice del processo amministrativo. Entro lo stesso termine il richiedente può 
altresì chiedere al difensore civico il riesame della determinazione. Il difensore civico si pronuncia 
entro 30 giorni dalla presentazione dell’istanza. Scaduto infruttuosamente tale termine, l’istanza si 
intende respinta. Se il difensore civico ritiene illegittimo il diniego o il differimento, ne informa il 
richiedente e lo comunica alla struttura organizzativa responsabile. Se, entro 30 giorni dal 
ricevimento della comunicazione del difensore civico, la struttura organizzativa responsabile non 
emana il provvedimento confermativo motivato di diniego, l’accesso è consentito. Qualora il 
richiedente l’accesso si sia rivolto al difensore civico il termine per il ricorso all’autorità giudiziaria 
amministrativa è sospeso e decorre dalla data di ricevimento, da parte del richiedente, dell’esito 
della sua istanza al difensore civico o dalla data in cui l’istanza al difensore civico si intende 
respinta.
(6) Le strutture organizzative degli enti di cui all’articolo 1/ter, comma 1, assicurano che il diritto 
d’accesso possa essere esercitato anche in via telematica, secondo le modalità e le forme previste 
dalla normativa vigente in materia di amministrazione digitale.
(7) Il diritto di accesso ai documenti si intende realizzato con la pubblicazione degli stessi nel sito 
web istituzionale dell’amministrazione provinciale, purché la pubblicazione avvenga in forma 
integrale.



Dekret des Landeshauptmanns vom 13. Januar 2020, 
Nr. 4
Verordnung über die Wahrnehmung des Rechts auf Zugang sowie der Rechte im Rahmen der 
Veröffentlichungs-, Transparenz- und Informationspflicht der öffentlichen Verwaltung

2. ABSCHNITT
Zugang zu den Verwaltungsunterlagen

Art. 3 (Anwendungsbereich)

(1) Das Recht auf Aktenzugang kann gegenüber allen Organisationseinheiten des Landes Südtirol 
und den vom Land abhängigen Betrieben, Körperschaften und Agenturen sowie gegenüber jenen 
ausgeübt werden, deren Ordnung unter die eigenen, auch delegierten Befugnisse des Landes fällt, 
sowie gegenüber den weiteren öffentlichen und privaten Rechtssubjekten laut den Artikeln 1/ter und 
24 Absatz 3 des Landesgesetzes vom 22. Oktober 1993, Nr. 17, in geltender Fassung.

Art. 4 (Subjektive Zugangsberechtigung)

(1) Das Recht auf Aktenzugang kann von allen privaten Rechtssubjekten ausgeübt werden, die ein 
direktes, konkretes und aktuelles Interesse haben, das einer rechtlich geschützten Stellung 
entspricht, die mit den Unterlagen, zu denen der Zugang beantragt wird, in Zusammenhang steht.
(2) Nach dem Grundsatz der loyalen institutionellen Zusammenarbeit wird den öffentlichen 
Verwaltungen der Zugang zu jenen Akten und Informationen gewährt, die sie für die Ausübung der 
ihnen übertragenen Aufgaben und Befugnisse benötigen.
(3) Die Landtagsabgeordneten haben gemäß Artikel 15 das Recht auf Zugang zu allen Akten, Daten 
und Informationen, die ihnen im Rahmen der Ausübung ihres Mandats zweckmäßig sind.
(4) Träger öffentlicher oder überindividueller Interessen sind berechtigt, das Recht auf Aktenzugang 
sowohl iure proprio als auch zum Schutz rechtlich relevanter Interessen der von ihnen vertretenen 
Kategorien auszuüben, sofern dies nicht die Form einer generellen Kontrolle der 
Verwaltungstätigkeit annimmt.

Art. 5 (Gegenstand des Rechts auf Aktenzugang)

(1) Gegenstand des Rechts auf Aktenzugang sind die zum Zeitpunkt des Antrags tatsächlich 
vorhandenen, von den Organisationseinheiten der Körperschaften laut Artikel 3 verwahrten 
Verwaltungsunterlagen; der Zugang darf folglich für die Organisationseinheiten weder mit 
Recherchen verbunden sein noch die Verarbeitung von Daten erfordern.
(2) Handelt es sich um das Verwaltungsverfahren betreffende Akten, die durchführbar und wirksam 
sind, so kann das Zugangsrecht auch während des Verfahrens gegenüber der Organisationseinheit 
ausgeübt werden, die dafür zuständig ist, den abschließenden Akt zu erlassen oder ständig zu 
verwahren.
(3) Das Recht gilt als verwirklicht, wenn die von der betroffenen Person beantragten Akten oder 
Unterlagen hinterlegt oder eingesehen wurden, wenn eine Kopie davon angefertigt wurde oder sie 
in einer sonstigen geeigneten Form veröffentlicht wurden.
(4) Das Recht auf Zugang kann so lange geltend gemacht werden, wie die Verwaltung verpflichtet 
ist, die beantragten Verwaltungsunterlagen aufzubewahren.
(5) Nicht zulässig sind Anträge auf Zugang zu den Verwaltungsunterlagen, deren Ziel darin besteht, 
die Verwaltungstätigkeit generell zu kontrollieren, sowie Anträge auf Zugang zu einer offensichtlich 
unangemessenen Anzahl an Unterlagen, die zu einer Beeinträchtigung der reibungslosen 
Abwicklung der Verwaltungstätigkeit führen würden.



Decreto del Presidente della Provincia 13 gennaio 2020, 
n. 4
Regolamento sull’esercizio del diritto di accesso nonché dei diritti derivanti dagli obblighi di 
pubblicità, trasparenza e diffusione di informazioni delle pubbliche amministrazioni

CAPO II
Accesso ai documenti amministrativi

Art. 3 (Ambito di applicazione)

(1) Il diritto di accesso documentale può essere esercitato nei confronti di tutte le strutture 
organizzative della Provincia autonoma di Bolzano, delle aziende, degli enti e delle agenzie da essa 
dipendenti o il cui ordinamento rientra nelle sue competenze, anche delegate, nonché nei confronti 
degli ulteriori soggetti di diritto pubblico e privato indicati negli articoli 1/ter e 24, comma 3, della 
legge provinciale 22 ottobre 1993, n. 17, e successive modifiche.

Art. 4 (Legittimazione soggettiva)

(1) Il diritto di accesso documentale è esercitabile da tutti i soggetti privati che vi abbiano un 
interesse diretto, concreto e attuale, corrispondente a una situazione giuridicamente tutelata e 
collegata al documento al quale è richiesto l’accesso.
(2) In virtù del principio di leale cooperazione istituzionale, l’accesso è consentito alle pubbliche 
amministrazioni interessate all'acquisizione degli atti e delle informazioni necessarie allo 
svolgimento delle funzioni ad esse attribuite.
(3) Ai sensi dell’articolo 15, le consigliere e i consiglieri provinciali hanno diritto di accesso a ogni 
atto, dato e informazione utile all’espletamento del loro mandato.
(4) I portatori di interessi pubblici o diffusi sono legittimati a esercitare il diritto d’accesso 
documentale sia iure proprio sia a tutela di interessi giuridicamente rilevanti della categoria 
rappresentata, purché non si configuri una forma di controllo generalizzato dell’attività 
dell’amministrazione.

Art. 5 (Oggetto del diritto di accesso documentale)

(1) Il diritto di accesso ha per oggetto i documenti amministrativi materialmente esistenti e detenuti 
dalle strutture organizzative degli enti di cui all’articolo 3 al momento dell’istanza; esso non può 
pertanto comportare la necessità di un’attività di ricerca e di elaborazione di dati da parte delle 
stesse.
(2) Con riferimento agli atti del procedimento amministrativo, purché esecutivi ed efficaci, il diritto 
di accesso si esercita, anche durante il procedimento stesso, nei confronti della struttura 
organizzativa competente a formare l’atto conclusivo o a detenerlo stabilmente.
(3) Il diritto si intende realizzato tramite il deposito, l'esame, l'estrazione di copia o altra forma di 
pubblicità degli atti e dei documenti richiesti dalla persona interessata.
(4) Il diritto d’accesso è esercitabile fino a quando l’amministrazione ha l'obbligo di detenere i 
documenti amministrativi ai quali si chiede di accedere.
(5) Non sono ammissibili istanze di accesso ai documenti amministrativi preordinate a un controllo 
generalizzato dell’operato dell’amministrazione, nonché istanze per un numero manifestamente 
irragionevole di documenti, tale da compromettere il buon andamento dell’amministrazione.
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